
168

Ausgebombte in Berlin (1945): Mit dem Verstand allein war das Geschehene nicht zu erfassen 
Der weite Weg in die Zukunft
Bereits im Zweiten Weltkrieg planten Exilpolitiker ein Vereintes Europa. Doch erst unter 

dem Druck der sowjetischen Bedrohung im Kalten Krieg kam die Vereinigung voran. Hat die 
Politikergeneration von heute noch einen europäischen Impetus? / VON JEAN-CLAUDE JUNCKER
D
P
A

Partner Adenauer, de Gaulle (1963)
Großer Streit, große Zuneigung 
Im Frühjahr 1941 schrieb Léon Blum, der
1936 erster sozialistischer Regierungs-
chef Frankreichs war, in einer feuchten

Kerkerzelle des Vichy-Regimes: „Entweder
entstehen nach diesem Krieg starke eu-
ropäische Institutionen, oder dieser Krieg
wird nicht der letzte gewesen sein.“

„Mit der tiefsten und unerschütterlichs-
ten Überzeugung“ sprach der Sohn elsäs-
sischer Juden noch vor dem Abtransport
in ein deutsches Konzentrationslager aus,
d e r  s p i e g e
was eine ganze Kriegsopfergeneration
dachte. Altiero Spinelli, unter dessen Ägi-
de später im Europäischen Parlament ein
Vertragsentwurf mit Verfassungsanspruch
für die EU ausgearbeitet wurde, notierte
zeitgleich mit Blum auf seiner italieni-
schen Gefängnisinsel Ventotene: „Die 
Nation hat aufgehört, die ideale Organisa-
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EU-Staats- und Regierungschefs (in Laeken 200
tionsform der Völkergemeinschaft zu
sein.“

Die Idee, das Gegeneinander der Natio-
nalstaaten durch supranationales Denken
und Lenken unschädlich zu machen, hatte
lange schon vor dem nationalsozialisti-
schen Terror Protagonisten der verschie-
densten Provenienz begeistert. Der fran-
zösische Romancier Victor Hugo, der lu-
xemburgische Stahlbaron Emile Mayrisch,
der Begründer der Paneuropa-Bewegung
Richard Graf Coudenhove-Kalergi, der Pa-
riser Außenminister Aristide Briand und
sein deutscher Kollege Gustav Stresemann
oder die spätere Alterspräsidentin des ers-
ten direkt gewählten Europäischen Parla-
ments, Louise Weiss – sie alle hatten den
Traum vom einigen Europa geträumt.

Historiker haben errechnet, dass vor 1940
bis zu 200 Skizzen, Pläne und Entwürfe zur
europäischen Einigung vorgelegt wurden.
Hätte man einige davon in die Tat umge-
setzt, beispielsweise die von Coudenhove-
Kalergi schon 1923 vorgeschlagene Zusam-
menlegung der deutschen und französi-
schen Kohle- und Stahlindustrien – dem
Kontinent wäre der schlimmste seiner zahl-
reichen Kriege erspart geblieben.

Selbst mitten im Zweiten Weltkrieg und
trotz seines unsicheren Ausgangs entwar-
fen vor allem Exilpolitiker und vertriebe-
ne Intellektuelle aus Osteuropa kühne Plä-
ne für einen friedlich vereinten Kontinent.
Dies mag für uns überraschend sein, die
wir die Integration nur aus dem verengten
westeuropäischen Blickwinkel sehen. Die
im Krieg entstandenen mittel- und osteu-
ropäischen Bauversuche zeigen aber, dass
die demnächst zur Europäischen Union
stoßenden Beitrittsländer von Anfang an
gestaltende Akteure des europäischen Zu-
sammenschlusses sein wollten. 
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1): Es gibt kein besseres Projekt 
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Bereits am 11. November 1940 in London
verkündeten der später unter mysteriösen
Umständen ums Leben gekommene Chef
der polnischen Exilregierung, General Wla-
dyslaw Sikorski, und der Präsident der pro-
visorischen tschechoslowakischen Exilre-
gierung, Edvard Bene∆, zwischen beiden
Ländern „eine engere politische und wirt-
schaftliche Assoziation“ bilden zu wollen,
zu der sie „andere Länder des europäi-
schen Kontinents“ einluden. 

Beide Regierungen schlossen am 23. Ja-
nuar 1942 einen Vertrag zur Bildung einer
polnisch-tschechoslowakischen Konföde-
ration, genau wie die jugoslawische und
die griechische Exilregierung wenige Tage
zuvor. Im selben Jahr noch versammelte
Sikorski die polnischen, tschechoslowaki-
schen, norwegischen, belgischen, nieder-
ländischen, luxemburgischen, griechischen
und jugoslawischen Exilregierungen und
das von Charles de Gaulle geleitete Komi-
tee des „Freien Frankreichs“, um über die
Organisation einer „Europäischen Ge-
meinschaft“ nachzudenken. 

Der Außenminister des vorfaschistischen
Italiens, Graf Carlo Sforza, verfolgte ähn-
liche Pläne. Er wollte Polen und Serbien 
zu den Hauptanimateuren einer mittel-
europäischen Föderation machen, die eng
mit einer sich um einen französisch-italie-
nischen Kern bildenden lateinischen Fö-
deration zusammenarbeiten sollte.

Dass daraus nach dem Krieg nichts wur-
de, lag hauptsächlich am Sowjetdiktator
Josef Stalin. Ein Schulterschluss zwischen
Ost- und Mitteleuropa passte nicht in des-
sen Vorstellungen: Ihm war die antiso-
wjetische Grundstimmung dort nicht ent-
gangen, und er wollte sich die Option ei-
ner direkten Kontrolle der Sowjetunion
über die angrenzenden Staaten offen hal-
ten. Deswegen hinderte Stalin nach dem
Krieg diese Länder daran, die angebote-
nen Marshallplan-Gelder der USA anzu-
nehmen. Die Hilfe von 12,4 Milliarden
Dollar kam allein Westeuropa zu Gute –
SPIEGEL-SERIE
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r Churchill (M.), Mitkämpfer*: Avantgardisten der
die Neinsager schrieben ihre
Armut fest. 

Stalins „Njet“ zur politi-
schen Integration Europas
und zur US-Hilfe hat die
Nachkriegsteilung des Konti-
nents betoniert und ist daran
schuld, dass es nicht schon
1950 zur Einigung ganz Eu-
ropas kam. Erst jetzt können
diese Länder der EU beitre-
ten. 50 verlorene Jahre!

Doch auch die Pläne der
Westeuropäer aus der Exil-
zeit ließen sich nach 1945
zunächst nicht voll verwirk-
lichen. Belgiens Exil-Außen-
minister Paul-Henri Spaak
plädierte etwa Anfang der
vierziger Jahre für eine poli-
tische, militärische und wirt-
schaftliche Assoziierung Belgiens, Luxem-
burgs, der Niederlande und Frankreichs,
der Belgier Paul van Zeeland für eine west-
europäische Zoll- und Währungsunion. 

Sogar de Gaulle, der als französischer
Staatspräsident später wegen seiner natio-
nalen Alleingänge gefürchtet war, liebäu-
gelte 1943 von seinem Exilsitz Algier aus
mit der Idee einer „Föderation des westli-
chen Europas“ aus Frankreich und den
Beneluxstaaten; er fasste sogar eine „mög-
liche Ausbreitung nach Südeuropa und
mögliche Erweiterung um das rheinisch-
westfälische Industriegebiet und Großbri-
tannien“ ins Auge. De Gaulle im Exil war
England-freundlicher als der spätere Haus-
herr im Pariser Elysée-Palast, der den Bri-
ten zwischen 1961 und 1967 die europäische
Tür gleich zweimal verbot.

Von den vielen Europaplänen im Exil
wurde nur einer schon bald konkret: Die
Belgisch-Niederländisch-Luxemburgische
Zollunion nahm im September 1944 ver-
bindliche Vertragsformen an. Die Benelux-

Kriegspremie
1948 Zollunion zwischen Belgien,
Luxemburg und den Niederlanden

1949 Gründung des Europarats

1950 Der französische Außenminister
Robert Schuman stellt den von Jean Mon-
net erarbeiteten Plan für eine Zusammen-
legung der Kohle- und Stahlproduktion von
Frankreich und der Bundesrepublik vor

1951 Unterzeichnung des Vertrags über
die Europäische Gemeinschaft für Kohle
und Stahl (EGKS bzw. Montanunion)

1955 Die Konferenz von Messina be-
schließt die Ausdehnung der wirtschaft-

Europa ohne Grenzen
Die Integration nach dem Zweiten Weltkrieg

170
Vereinigung hat die spätere Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft und die heutige
Europäische Union vorgeformt. 

Neben dem ungleichen deutsch-franzö-
sischen Liebespaar – daher der manchmal
große Streit und die immer wieder ebenso
große Zuneigung – verstehen sich diese
drei bis heute als Schrittmacher der eu-
ropäischen Formation. Wer so früh Recht
gehabt hat und so erfolgreich das Richtige
gemacht hat wie die drei Beneluxstaaten,
der kann sich wohl auf seine historische In-
tegrationsleistung berufen und ein eu-
ropäisches Know-how beanspruchen, das
dem der großen EU-Staaten ebenbürtig ist. 

* Mit dem Chef der polnischen Exilregierung General
Wladyslaw Sikorski (2. v. l.) und General Charles de 
Gaulle (2. v. r.) bei einer Panzerübung in England 1941.
lichen Integration auf allen Sektoren
und eine gemeinsame Atomenergiepolitik

Europa-Plakat (1948)
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Der britische Politiker
Winston Churchill hatte schon
in seiner epocheprägenden
Zürcher Rede, in der er 1946
„etwas wie die Vereinigten
Staaten von Europa“ gefor-
dert hatte, darauf hingewie-
sen, dass dabei großen und
kleinen Staaten gleiche Rech-
te eingeräumt werden müss-
ten, wenn die Union Erfolg
haben sollte.

Daran haben sich die Bene-
luxer bis heute gehalten: Den
Verhandlungstisch in Nizza
verließen sie im Dezember
2000 erst, als den 26,4 Millio-
nen Niederländern, Belgiern
und Luxemburgern zusam-
men die gleiche Stimmenzahl
im Rat zugestanden worden

war wie den 82 Millionen Deutschen oder
den 60 Millionen Franzosen. Die Zukunfts-
geschichte Europas lässt sich von seiner Ent-
stehungsgeschichte nicht trennen.

Doch ein paar Avantgardisten der Eini-
gung allein garantieren nicht das Gelingen,
nötig ist die grundsätzliche Zustimmung
der Bevölkerung und der organisierten Zi-
vilgesellschaft – Gewerkschaften, Parteien,
Arbeitgeberverbände, Kulturschaffenden,
veröffentlichten öffentlichen Meinung. Po-
litische Weichenstellungen müssen dem
Orientierungssinn der Völker entsprechen.
Die Menschen haben Angst vor politischen
Geisterzügen, die auf sie zurasen. Sie be-
steigen nur Züge, deren Fahrtrichtung
ihrem Reiseziel entspricht.

Als Deutschland am 8. Mai 1945 kapi-
tulierte, lag Europa am Boden. Die Män-
ner, die von den noch rauchenden
Schlachtfeldern in ihre zerstörten Städte
und Dörfer zurückkehrten, hatten
Unsägliches durchlitten. Diejenigen, die
zu Hause geblieben waren – Frauen,

 Einigung
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1957 Unterzeichnung der Römischen
Verträge über die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und
die Europäische Atomgemeinschaft
(EAG bzw. Euratom)

1960 Gründung der Europäischen
Freihandelszone Efta

1965 Krise der Gemeinschaft
wegen der Finanzierung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik, Frank-
reich praktiziert im Ministerrat
die „Politik des leeren Stuhls“

1966 Luxemburger Kompromiss
mit Frankreich: bei
vitalen Interessen
eines Mitglied-
staates ist Einstim-
migkeit erforderlich
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Demonstration für den Abbau der Schlagbäume (1953)*: „Europa ist bedroht, weil es geteilt ist“ 
BPK
Kinder, Eltern – auch. Die Toten der Kon-
zentrationslager klagten an, die Überle-
benden mahnten. 

Das Volk, so wusste schon 1931 der
Schriftsteller Kurt Tucholsky apodiktisch
zu diagnostizieren, „versteht das meiste
falsch, aber es fühlt das meiste richtig“.
Der erste Halbsatz unterschätzt das Volk,
die Richtigkeit des zweiten konnte man
nach Kriegsende feststellen. Mit dem Ver-
stand allein war das Geschehene, seine Ir-
rungen und Wirrungen und das massive
Fehlverhalten der politischen Entschei-
dungsträger, nicht zu erfassen. 
1973 Erweiterung der Gemeinschaft
um Großbritannien, Dänemark und
Irland

1979 Das Europäische Währungs-
system (EWS), das auf eine deutsch-
französische Initiative zurückgeht,
tritt in Kraft. Die europäische
Währungseinheit heißt Ecu

Erste Direktwahlen zum
Europäischen Parlament

1981 Süderweiterung:
Beitritt Griechenlands als

zehntes
Mitglied

Europäische
Zentralbank
in Frankfurt
Aber instinktiv haben die Menschen ge-
fühlt, dass das Schreckliche sich jederzeit
wiederholen könnte – es sei denn, es gelän-
ge, den übersteigerten Nationalismus und
den hemmungslos agierenden, nur sich
selbst verpflichteten Nationalstaat zu über-
winden. 

„Nie wieder Krieg“: Dieser Satz wurde
für Millionen zum Gebet, für den Kontinent
zur Hoffnung und für – im wahrsten Sinne
des Wortes – begnadete Politiker zum Pro-

* Am deutsch-luxemburgischen Grenzübergang Echter-
nachbrück.
1985 Schengener Abkommen
über den Abbau der Personenkontrollen
an den Binnengrenzen

1986 Unterzeichnung der
Einheitlichen Europäischen Akte
(erste umfassende Reform)

Zweite Süderweiterung:
Spanien und Portugal treten bei

1988 Cecchini-Bericht über die Vorteile
des Gemeinsamen Binnenmarktes

1992 Unterzeichnung des Maastrichter
Vertrags: Gründung der Europäischen
Union mit dem Ziel weiterer politischer,
sozialer und wirtschaftlicher Integration

1995 Finnland, Österreich und
Schweden treten der Gemeinschaft bei

d e r  s p i e g e l 1 0 / 2 0 0 2
gramm. Diese hatten allerdings erkannt, dass
sie den nationalistischen Staat nicht einfach
abschaffen konnten, ohne den Menschen
eine andere, neue Idee zu präsentieren.

Vom 7. bis zum 10. Mai 1948 trafen sich
in Den Haag rund 800 Parlamentarier, Ge-
werkschafter, Industrielle und Intellek-
tuelle aus 27 Ländern, um über ein neues
Europa zu debattieren. Churchill, auf dem
Höhepunkt seiner moralischen Autorität
1996 Zollunion zwischen EU und Türkei

1997 Unterzeichnung des Vertrags von
Amsterdam: Er bringt Reformen, die erwartete
Straffung der Institutionen bleibt jedoch aus

1999 Der Euro wird gemeinsame Währung

2001 Mit dem Vertrag von Nizza wird die
vierte große Vertragsrevision beschlossen

2002 Münzen und Scheine des Euro lösen
in 12 Staaten die nationalen Währungen ab

Die Minister Genscher und Waigel unterzeichnen
den Maastricht-Vertrag (1992)
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Feier zur Euro-Einführung in Dublin: Kampf um

172
angekommen, hielt die Eröffnungsrede.
Staatsmänner wie Anthony Eden, Paul van
Zeeland, Paul Ramadier, Konrad Adenau-
er, Harold Macmillan, Karl Arnold und
François Mitterrand hörten ihm zu. Sie ver-
ständigten sich schnell auf die grundsätzli-
chen Maximen: „Nie wieder Krieg“, „Eu-
ropa ist bedroht, weil es geteilt ist“, „Kein
Staat kann sich allein verteidigen und wirt-
schaften“, „Für Freiheit in ganz Europa
und in der ganzen Welt“, „Zusammen ge-
gen Krieg und Armut“. 

Etwas weniger schnell kam das Hand-
buch zur praktischen Umsetzung der ge-
sammelten Erkenntnisse zu Stande. Doch
das Programm hatte es in sich: Europa
muss Deutschland offen stehen, bestimm-
te Souveränitätsrechte der einzelnen 
Staaten müssen zusammengelegt, die
Währungspolitiken koordiniert, die Frei-
zügigkeit der Arbeitnehmer garantiert wer-
den. Eine von den nationalen Parlamenten
gewählte Europäische Versammlung soll
die grenzüberschreitende Demokratie fes-
tigen, eine europäische Menschenrechts-
erklärung vor einem europäischen Ge-
richtshof einklagbar werden. 

Dieses Haager Aktionsprogramm ent-
hielt den Stoff, aus dem die EWG, die EG
und die EU gemacht wurden. Ein Jahr spä-
ter – am 5. Mai 1949 – bildeten zehn Staa-
ten eine erste europäische Institution, die
zwar wenig politische Macht, aber eine
hohe moralische Autorität gewann: Groß-
britannien, Frankreich, Irland, Italien, Nor-
wegen, Schweden, Dänemark und die drei
Beneluxstaaten gründeten den Europarat.
Deutschland wurde ein Jahr später Voll-
mitglied, Österreich 1956. Zypern, die
Schweiz und Malta wurden es in der ersten
Hälfte der sechziger Jahre. Die nachdikta-
torialen Südstaaten Portugal und Spanien
wurden 1976 und 1977 in den Club der De-
mokraten aufgenommen. 

Heute zählt der Europarat 43 Mitglie-
der, demnächst gehört auch Bosnien dazu.
So erfüllt sich die damals fast illusionäre
Hoffnung des Haager Kongresses von 1948:
Gemeinschaftsindustrie Kohlebergbau: Stärkun
„Wir fangen im Westen an und hören im
Osten auf.“

Die Europäische Menschenrechtskon-
vention, die am 4. November 1950 in Rom
unterschrieben wurde, ist die bleibende Zi-
vilisationsleistung des Europarats. Feier-
liche Deklarationen zur Menschenwürde
und zu den Grundfreiheiten gibt es in allen
Sprachen der Welt – und fast überall kann
ungestraft gegen sie verstoßen werden. In
Straßburg ist das nicht so: Der Europäi-
sche Menschenrechtsgerichtshof kann Ur-
teile und Sanktionen gegen Mitgliedstaaten
verhängen, die sich nicht an die garantier-
ten Grundsätze halten. Allein im Jahre
2001 wurden über 31000 Beschwerden we-
g für alle Partner 
RICHARD GRAF COUDENHOVE-
KALERGI
Europa-Aktivist –
1894 bis 1972

Seine Familie hatte einen echt europäi-
schen Stammbaum: Die Coudenhoves

kamen aus dem flämischen Brabant, die
Kalergis von Kreta. Geadelt wurden sie
schon für ihre Teilnahme am Kreuzzug von
1099. Richard Graf Coudenhove-Kalergi
entwickelte sich zu einem Kreuzzügler für
Europa. Manchmal eitel, aber immer eifrig,
kämpfte er für ein „Paneuropa“, so der Titel
seines 1923 erschienenen Buches. 1926
folgte in Wien der erste Kongress seiner 
Paneuropa-Union, die einen Staatenbund
mit zwei Kammern – Abgeordnetenhaus
und Vertretung der Regierungen – propa-

gierte. Coudenhove-
Kalergi, Präsident
des Zentralrats der
Paneuropa-Union,
sah in der Konföde-
ration einerseits ei-
nen Garanten ge-
gen weitere Völker-
schlachten auf dem
Kontinent, wollte
aber andererseits
auch eine Welt-
macht Europa
schaffen, die den
Großstaaten der
Zwischenkriegszeit
– USA, Sowjetunion
und dem britischen
Empire – Paroli bie-

ten konnte. Mit dem Aufkommen der Dikta-
turen in Italien, Deutschland und Spanien
und dem Zweiten Weltkrieg war die Idee
freilich ohne Chance. Der Grandseigneur
der Bewegung musste in die USA fliehen
und übernahm in New York eine Professur.
Der Sohn eines österreichischen Diploma-
ten und einer Japanerin aus altem Samu-
rai-Geschlecht bezauberte Thomas Mann
durch seinen „eurasischen Typ vornehmer
Weltmenschlichkeit“, der Schriftsteller zähl-
te ihn zu „den schönsten Menschen, die
mir vorgekommen“. Der Graf hatte für sein
Projekt wichtige Staatsmänner Europas ge-
winnen können, darunter Aristide Briand
und Gustav Stresemann. Doch nach 1945
ging die praktische Einigung Europas im-
mer mehr an dem eleganten Aktivisten vor-
bei. Seine Europäische Parlamentarier-
Union hielt zwar Kongresse ab, doch die
europäischen Institutionen nahmen eine
Form an, die nicht seinen Vorstellungen
von einem Staatenbund entsprachen. Cou-
denhove-Kalergi wollte eine direkt gewählte
„europäische Konstituante“, die eine Euro-
pa-Verfassung ausarbeiten sollte – eine
Aufgabe, die nun der EU-Konvent übernom-
men hat.

Coudenhove-
Kalergi 
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gen Menschenrechtsverletzungen in Straß-
burg eingereicht. 

Kein Mitgliedsland, keine Regierung und
kein Parlament können die Rechtspre-
chung der Straßburger Richter ignorieren.
Allein im Jahre 2001 haben sie in 800 Fäl-
len Urteile erlassen. Der Europarat hat sich
um die Menschenrechte in Europa verdient
gemacht. Genau zu dem Zweck war er ge-
gründet worden.

Aber der Europarat hat nicht alle Zie-
le erreicht, die seine Haager Initiatoren
ihm mit auf den Weg gegeben hatten. 
Der 1950 unter dem ersten Präsidenten 
der parlamentarischen Vollversammlung,
Paul-Henri Spaak, gestartete Versuch,
dem Europarat legislative und exekutive
Befugnisse einzuräumen, blieb in seinen
Anfängen stecken. Den Föderalisten 
schien der Europarat zu sehr von den ein-
zelnen Regierungen bestimmt zu sein, die
Verteidiger der nationalen Souveränität
dagegen glaubten, er bereite den Weg zu
einer europäischen Föderation. An die-
sem Widerstreit, der bis heute die Debat-
te um die Verfassung der EU beherrscht,
scheiterten auch alle Pläne, den Europa-
rat mit weiter gehenden Vollmachten aus-
zustatten. 

Ins Zentrum der Einigungsversuche
rückte dagegen ab 1950 die Wirtschaft.
Dort konnten am ehesten die Empfind-
lichkeiten nationaler Politik ausgeklam-
mert werden, mit scheinbar unpolitischen
Argumenten ökonomischer Rationalität.
Dies war der Königsweg, auf dem die Ver-
einigung fortan unauffällig, aber stetig, bis
heute voranschritt. 

Die Europäische Gemeinschaft für Koh-
le und Stahl (EGKS) wurde zum bahnbre-
chenden Erfolg, weil ihre Väter zu der rich-
tigen Methode im Umgang mit den inneren
Bedingungen in Europa fanden, besonders
mit den gegensätzlichen nationalen Inter-
essen im Kohle- und Stahlbereich. Anfang
der fünfziger Jahre war die Kohle mit ei-
nem Marktanteil von 70 Prozent die Haupt-
energiequelle Europas. Die förderstärksten
Kohlengruben lagen im Ruhrgebiet und 
arbeiteten unter der Aufsicht der Interna-
tionalen Ruhrbehörde. Die französische
Stahlindustrie brauchte dringend Kohlen-
nachschub aus Deutschland. Frankreich
war erpressbar: Erhebliche Preissteigerun-
gen bei der deutschen Importkohle wären
das Ende der französischen Stahlwerke ge-
wesen. Hinzu kam, dass Frankreich auf eine
Überproduktion beim Stahl zusteuerte.

Das französische Wirtschaftsinteresse
war klar – billige deutsche Kohle impor-
tieren, französischen Stahl zu geregelten
Preisen exportieren. Das deutsche Natio-
nalinteresse war auch klar: Obwohl Mit-
glied der Internationalen Ruhrbehörde,
wollte Adenauer wieder Herr im Ruhrpott
sein. Es bot sich also an, die deutsche und
die französische Kohle- und Stahlindustrie
aus ihren unterschiedlich gelagerten Zwän-
gen zu befreien und zusammenzulegen.

Um eine Wiederauflage der folgen-
schweren deutsch-französischen Rivalität
zu vermeiden, schlug der in Luxemburg
d e r  s p i e g e l 1 0 / 2 0 0 2
JEAN MONNET
Der listige Visionär –
1888 bis 1979

Der gehörnte Italie-
ner verweigerte

die Scheidung, als
seine Frau den Ne-
benbuhler heiraten
wollte. Doch der
wusste einen Ausweg:
Das Paar wechselte
von Rom nach Mos-
kau, ein paar Gefällig-
keiten befreundeter
westlicher Diploma-
ten – und schon war
die Dame Bürgerin
der Sowjetunion.
Denn deren Gesetze
erlaubten auch bei
der Scheidung katho-
lischer Ehen kurzen
Prozess. Das war
1934 – Jean Monnet,
der listige Liebhaber,
hatte diesmal im Pri-
vatbereich gezeigt,
wie kreativ er festge-
fahrenen Situationen
zu begegnen verstand. Im Ersten Weltkrieg
koordinierte der  französische Diplomat 
Logistik bei den Alliierten, war danach als
Vize-Generalsekretär des Völkerbunds beim
Entwirren des Nachkriegschaos aktiv. Ob
bei der Modernisierung der chinesischen
Eisenbahn, der Finanzberatung Polens und
Rumäniens oder dem Ankauf von amerika-
nischem Militärmaterial – stets konnten
sich die Regierenden auf das Organisa-
tionstalent des weit gereisten Weltbürgers
verlassen. Besonders gefragt war Monnet
nach 1945 bei der Wiederannäherung
Frankreichs und Deutschlands. Sein Ge-
schick half dabei entscheidend, die ver-
feindeten Nachbarländer friedlich zueinan-
der zu bringen. Der Krisendompteur entwarf
einen nach dem Pariser Außenminister
Robert Schuman benannten Plan zur
Schaffung europäischer Institutionen unter
Beteiligung Deutschlands; aus seinem 
Aktionskomitee für die Vereinigten Staaten
von Europa, dem „Monnet-Komitee“, wurde
die Keimzelle der politischen Union. Ab
1952 präsidierte Monnet der Montanunion
und damit dem wichtigsten frühen Bündnis
europäischer Einheit überhaupt. Der Diplo-
mat, der als Selfmademan ohne Abitur und
als Cognac-Händler angefangen hatte, ver-
focht hartnäckig die Vision einer Staaten-
union als Lösung für den zerstrittenen Kon-
tinent.  Dafür wurde ihm als Einzigem bis-
her die europäische Ehrenbürgerschaft ver-
liehen.  Seit 1988, der 100. Wiederkehr
seines Geburtstags, liegt Monnet im Pari-
ser Nationalmausoleum Pantheon.
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Unterzeichnung der Römischen Verträge (1957): Eine Frage von Krieg oder Frieden 
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geborene, aus Lothringen stammende fran-
zösische Außenminister Robert Schuman
am 9. Mai 1950 die Bildung einer Hohen
Behörde für Kohle und Stahl vor, die als su-
pranationale Instanz in größtmöglicher Un-
abhängigkeit den Markt für Kohle und
Stahl organisieren und regulieren sollte.
Adenauer akzeptierte den Plan, die Bene-
luxstaaten und Italien auch. 

Schuman und Adenauer hatten mit ei-
nem Handgriff gleich mehrere Minen auf
dem Feld des Nachkriegseuropas ent-
schärft: Die beiden klassischen Kriegsma-
terialien Kohle und Stahl waren dem Zu-
griff der Nationalstaaten entzogen. Und
erstmals begann in einem europäischen
Wirtschaftssektor der Abbau von Zöllen,
Grenzen und Wettbewerbsverzerrungen.

Die supranationale Lösung in der Mon-
tanunion 1951 stärkte alle Partner. Frank-
reich gewann wirtschaftlich
wieder einen Spielraum,
Deutschland kehrte als
gleichberechtigter Partner in
die europäische Staatenge-
meinschaft zurück, die Bene-
luxstaaten befreiten sich von
dem Trauma deutsch-franzö-
sischer Rivalität, unter deren
militärischer Entladung sie
stets als Erste gelitten hatten. 

Als die sechs Montan-
unionstaaten unter dem Ein-
druck der sich abzeichnen-
den Kohlekrise 1957 die Eu-
ropäische Atomgemeinschaft
gründeten, um mittels einer
eigenständigen europäischen
Kernenergie der Abhängig-
keit von Erdölimporten zu
entfliehen, kam dieser Schritt
den Europäern schon wie ein
Stück Normalität vor.
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Die Methode, auseinander driftende
Wirtschafts- und damit Politikinteressen der
Nationalstaaten auf europäisch-suprana-
tionaler Ebene sektoral zusammenzu-
führen, hat bis zum heutigen Tage Bestand.
Der EGKS-Prozess und der Euro-Prozess
sind nämlich mehr als nur artverwandt. Die
„Waffen“, mit denen sich die europäischen
Staaten in den vergangenen drei Jahrzehn-
ten wirtschaftlich „bekämpften“, waren
nicht mehr wie früher Kohle und Stahl,
sondern die nationalen Währungen. 

Wie die EGKS hat auch die Währungs-
union von günstigen inneren und äußeren
Bedingungen und Umständen profitiert.
Der 1985 in Angriff genommene europäi-
sche Binnenmarkt kam durch die insge-
samt 20 Auf- und Abwertungen, die es seit
1979 im Europäischen Währungssystem ge-
geben hatte, in immer größere Schwierig-
P A S  E R B E

räge
n mit einem Zollverein besonderer Art. Die 
 Gemeinschaft für Kohle und Stahl, genannt
n“, die Deutschland mit Frankreich, Italien und
ländern 1951 gründete, enthielt bereits viel vom
päterer Jahre: Abgaben, Preisvorschriften, Men-
Zugleich verabredet war eine „weitere und ver-
nschaft“. Die wurde 1957 in den Römischen Ver-
uropäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
e war der Prototyp der heutigen Staatengemein-
 dem Fusionsvertrag für Montanunion, EWG und
 1967 bürgerte sich die Bezeichnung Europäi-
nschaft (EG) ein. Von den siebziger Jahren an
r-, Verkehrs- und Sozialpolitik umfassend ge-
staltet; Bereiche der Außen-, Sicherheits- und 
folgten mit den Verträgen von Maastricht und
über die Europäische Union. Das fehlende Kern-
gitimierung der EU soll jetzt ein Expertenkonvent
 die europäische Verfassung.
WALTER HALLSTEIN
Ungeliebter Europäer –
1901 bis 1982 

Der Kalte Krieg hatte einen Namen.
Bonns „Hallstein-Doktrin“, benannt

nach dem Spitzenbeamten Walter Hall-
stein, half jahrelang, die internationale An-
erkennung der DDR einzudämmen –  je-
dem Staat, der die Ost-Berliner diploma-
tisch anerkannte, drohte die Kappung der
Beziehungen zur Bundesrepublik. Doch sei-
nen Rang in Europa erwarb der Mann nicht
als Bremser. Nach einer Bonner Staatsse-
kretärskarriere –  zunächst im Kanzler-,
dann im Außenamt –  wurde Hallstein
1958 erster Präsident der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Es war ein
krasser Rollenwechsel, denn von nun an
wurde der aus Mainz stammende Rechts-
professor selbst zum Ziel politischer Blo-
ckaden. Wie die meisten seiner Nachfolger
bekam auch gleich der erste Brüsseler
Chef-Europäer den harten Widerstand na-
tionaler Machtzentren zu spüren, sobald es
um Strategien für ein integriertes Europa
ging. Vor allem Frankreichs Staatspräsident
Charles de Gaulle bekämpfte alle
Bemühungen um Weiterentwicklung des
Projekts Europa. Ob Hallstein das Europa-
parlament stärken, England in die EWG ho-
len wollte oder für eine Wirtschafts- und
Währungsgemeinschaft plädierte – stets
kam ein Veto aus Paris. De Gaulles Feldzü-
ge gegen die von ihm verachteten „vater-
landslosen Brüsseler Technokraten“ gingen
bis zum Boykott – einmal blieb der franzö-
sische Stuhl im Ministerrat für über ein hal-
bes Jahr unbesetzt. Aus Aversion gegen
den ungeliebten Kommissionspräsidenten
attackierte Paris sogar (und mit Erfolg) den
roten Teppich, auf dem Hallstein neu akkre-
ditierte EWG-Botschafter zu empfangen
pflegte. Entnervt gab Bonn schließlich den
Rückhalt für seinen Mann in Brüssel auf,
1967 schied Hallstein aus dem Amt und
zog 1969 als Abgeordneter in den Bundes-
tag ein. Für seine Arbeit als einer der
erfolgreichsten Brüsseler Kommissions-
präsidenten erhielt Hallstein den Aachener
Karlspreis. 
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änner Mitterrand, Kohl (1994): Unumkehrbare E
keiten, er drohte gar unter der
Rückkehr zum Nationalwirt-
schaftsegoismus zusammenzu-
brechen. Es gab nur einen Aus-
weg: die Einheitswährung. 

Die Wirtschafts- und Wäh-
rungsdominanz der USA, die
faktische Macht der Globali-
sierung und das europäische
Durcheinander haben den
Euro forciert. Der Kollaps des
Sowjetkommunismus und der
zentral verwalteten Volkswirt-
schaften in Ost- und Mitteleu-
ropa machten zudem eine neue
Begründung für den europäi-
schen Zusammenschluss nötig.
Waren WEU, Nato, EWG und
EG noch zum großen Teil aus
Gegenwehr zum Hegemonie-
Anspruch des militant-militäri-
schen Kommunismus entstan-
den, so drohte dessen jähes
Ende ihnen die bisherige Fer-
mentmasse zu entziehen. 

In dem sich neu ordnenden
Europa wäre eine Schwächung
der alten Solidaritätsbande ver-
heerend gewesen. Der Euro, so
wollten es besonders Kohl und
Mitterrand, sollte die europäi-
sche Einigung unumkehrbar
machen, Europa seine Attrak-
tivität erhalten und neue Part-
ner anziehen. 

Innere Notwendigkeiten und
äußerer Druck allein hätten
1991 beim Gipfeltreffen von
Maastricht aber nicht gereicht,
um die Gegensätze zwischen
dem „Hartwährungsland“
Deutschland und der „weichen“ EU-Hälf-
te unter Frankreichs Führung auszuglei-
chen. Wenn laufende Kameras ausgeschal-
tet sind, geben deutsche und französische
Spitzenpolitiker zu, dass sie ohne die
Handlangerdienste derer, die beide Län-
der besser kennen, als diese sich gegensei-
tig kennen können, nicht einigungsfähig
gewesen wären. 

Auch hier taucht eine Kon-
stante der europäischen Nach-
kriegspolitik auf: Sowohl die
Einigung bei Kohle und Stahl
als auch jene über die
Währungsunion setzten weit-
gehende Kompromisse zwi-
schen Deutschland und Frank-
reich voraus. Diese hätten die
ihnen gemeinsame Schnitt-
menge nie bestimmen können,
wenn nicht auch andere eu-
ropäische Staaten brücken-
schlagende Vorschläge beige-
steuert hätten.

Parallelen zwischen EGKS
und europäischer Wirtschafts-
und Währungsunion gibt es

EU-Staatsm
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mehrere. Sie verbindet nicht nur das durch
inneren und äußeren Druck erzwungene
Einigungserfordernis. Beiden Prozessen ge-
meinsam war auch der Aufprallschock zwi-
schen den Anhängern der Gemeinschafts-
methode und den Advokaten des Inter-
gouvernementalen. 

Großbritannien ist der EGKS fernge-
blieben, weil es seine nationalen Kohle-
d e r  s p i e g e l 1 0 / 2 0 0 2
und Stahlinteressen nicht su-
pranational vermengen und
vergemeinschaften wollte. Lon-
don und andere haben sich
1991 gegen die Währungsunion
entschieden, weil sie die Ge-
staltungsinstrumente der Ge-
genwart nicht in europäische
Hände geben wollen. Sie ent-
decken heute, dass diese Mittel
in einer europäischen Bank
besser aufgehoben wären, weil
sie nur so in einer globalisier-
ten Wirtschaft wirksam ange-
wandt werden können.

Aber auch diejenigen, die
ihre Währungsschlüssel in
Frankfurt abgegeben haben und
ihre Wirtschaftspolitik in Brüs-
sel koordinieren (sollen), ent-
decken, dass die nationale Öko-
nomie an ihre Landesgrenzen
gestoßen ist. Die Euro-Länder
können nicht mehr jedes nach
seiner Fasson glücklich werden.
Was der Nachbar macht, betrifft
auch den eigenen Staat.

Der Weg von der EGKS zum
Euro verlief nicht schnurgera-
de. Die, die ihn gingen, gingen
ihn zwar aufrecht. Aber unter-
wegs wurden sie manchmal fast
umgefegt. Und zwar immer
dann, wenn die inneren Zwän-
ge zu schwach und der äußere
Druck ungenügend waren. Bes-
ser: Wenn man dachte, sie wür-
den bald wieder verschwinden.

Die Europäische Verteidi-
gungsgemeinschaft (EVG) wur-
de von jenen mit Nachdruck be-

trieben, die aus dem sowjetischen Machtan-
spruch, dem Koreakrieg und dem Aufstand
in Ost-Berlin die europäischen Folgen ziehen
wollten. Gescheitert ist die EVG am Nein
der französischen Nationalversammlung, in
der eine knappe Mehrheit der Abgeordne-
ten 1954 dem verführerischen Appease-
ment-Gesang der Stalin-Nachfolger mehr
glaubte als den amerikanischen „Falken“.

Ihr Nein hat die europäische
Einigung dennoch vorangetrie-
ben. Denn es veranlasste die
drei Beneluxregierungen zu ei-
nem gemeinsamen Memoran-
dum zur Integration der eu-
ropäischen Wirtschaftsräume.
Der Vorstoß führte zu dem Ver-
trag über die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft, der am 
25. März 1957 in Rom unter-
zeichnet wurde.

Es war eine besondere Ge-
neration von Politikern, die
diese Unterschrift leisteten, wie
schon sechs Jahre vorher bei
dem EGKS-Vertrag: Männer,
deren Lebensbahnen vom

inigung 
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nsame Verteidigung
fünf Jahre nach dem Krieg wünschten sich die Westal
rische Einbindung der Deutschen – die USA und Engla
 Sowjetunion zu rüsten, die Franzosen zum Schutz vo
es unheimlichen Nachbarn. Da auch die Deutschen C
r allem für die Beendigung des Besatzungsstatuts, wa
he Verteidigungsgemeinschaft (EVG) Anfang der fünf
chlossene Sache. Als die am Veto der französischen 
ung scheiterte, entstand 1954 der Verteidigungspakt
he Union (WEU) unter Einschluss der Bundesrepublik
uletzt 10 Mitgliedsländern und 13 Assoziierten blieb 
der Nato; Ende 2000 hat sie ihre Aufgaben an die EU
ren Militärplanung sieht Kampfverbände für Krisenein

europäische Armee wird nach 50 Jahren Realität.
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Europa-Enthusiasten de Gasperi, Schuman*, Spaak: Die Lebensbahn wurde vom Weltkrieg durchschnitten 
Zweiten Weltkrieg durchschnitten worden
waren. Der 1881 im österreichisch-ungari-
schen Kaiserreich geborene italienische Mi-
nisterpräsident Alcide de Gasperi begann
1911 seine Karriere im Wiener Parlament
und setzte sie 1921 als italienischer Ab-
geordneter fort. Die Mussolini-Faschisten
verurteilten ihn zu vier Jahren Gefängnis
und verbannten ihn aus dem öffentlichen
Leben.

Der Kölner Oberbürgermeis-
ter Konrad Adenauer wurde 
1933 von den Nazis als erster Ma-
gistrat der Stadt, in der er 1876
geboren worden war, abgesetzt.
1944 verhaftet, wurde er 1945 er-
neut zum Oberbürgermeister be-
stellt, um sofort wieder von den
Besatzungsmächten entlassen zu
werden.

Beide – Adenauer und de
Gasperi – gehörten zu den Grün-
dungsvätern der christdemokra-
tischen Parteien in ihren Län-
dern und haben sie und alle an-
deren europäischen christlichen
Volksparteien zu Europa-An-
hängern gemacht. 

Der Luxemburger Joseph
Bech hatte erlebt, wie sein klei-
nes Land unter den Nazi-Stie-
feln erzitterte, wie die Unab-
hängigkeit des Großherzogtums zerstört
wurde und wie isoliert – weil allianzenlos
– neutrale Länder in der Not sind. In sei-
nem Londoner Regierungsexil wurde er
zum Fürsprecher der Supranationalität. Als
Außenminister hatte er schon in den zwan-
ziger Jahren die Ohnmacht des intergou-

* Bei der Unterzeichnung des Schuman-Plans über die
Vereinigung der Montanindustrie in Paris 1951.

E U R

Der B
• Von „
gemeins
Jahre. K
italienis
Projekt i
tes“. Gre
Gemein
bestätig
bescher
das Pro
1985 um
schaffen
leistung
schaft d
geworde
178
vernemental operierenden Völkerbundes
erlebt.

Robert Schuman, der dem Montanuni-
onsplan seinen Namen gab, wuchs in Lu-
xemburg als Sohn eines lothringischen Va-
ters und einer luxemburgischen Mutter auf,
diente im Ersten Weltkrieg als deutscher
Ersatzreservist, wurde Abgeordneter in der
französischen Nationalversammlung, trat
1940 aus der Vichy-Regierung aus, wurde
von der Gestapo verhaftet und schloss sich
nach seiner Flucht dem französischen Wi-
derstand an. Er hat die von Jean Monnet
vorgedachte Montanunion zur politischen
Reife geführt und wurde der erste Präsi-
dent des Europaparlaments. Mehr als jeder
andere hat er sich für die deutsch-franzö-
sische Aussöhnung eingesetzt.

Der Belgier Paul-Henri Spaak hatte sich
im Ersten Weltkrieg freiwillig zur belgischen
d e r  s p i e g e l 1 0 / 2 0 0 2
Armee gemeldet, obwohl er noch nicht
wehrpflichtig war. Die zwei Jahre deutscher
Kriegsgefangenschaft, die er als 17-Jähriger
antreten musste, machten ihn 1940 zu ei-
nem beredten Verteidiger der belgischen
Neutralität. Wie Bech musste er jedoch ein-
sehen, dass die Neutralität kleinen Staaten
keinen Schutzraum bietet, und wie Bech
wurde er ein talentierter und engagierter
Anwalt der Gemeinschaftsmethode.

Sicher: EGKS und EWG sind
die intelligenten Konsequenzen
aus den inneren und äußeren
Zwängen des Europas der fünf-
ziger Jahre. Aber die Männer,
die diese Konsequenzen zogen
und sie schließlich durchsetzten,
waren durch Narben in ihrer
Biografie gekennzeichnet, die sie
ihren Kindern ersparen wollten. 

Die Hauptfrage „Krieg oder
Frieden“, die unserem kompli-
zierten Kontinent so sehr zu-
gesetzt hatte, war für sie keine
rhetorische Floskel, sondern Teil
ihrer individuellen Lebenserfah-
rung. Nicht ein Einziger der heu-
tigen Staats- und Regierungs-
chefs der EU, im Gegensatz zu
der Kohl-Mitterrand-Genera-
tion, kann auf eine ähnlich dra-
matische Biografie verweisen

wie Schuman, Bech, de Gasperi, Adenau-
er und deren Weggenossen. 

Vielleicht sind wir deshalb zu manchmal
unbegnadeten Pragmatikern geworden
statt wie unsere Vorgänger zu radikalen
Bekennern, die ganze Völker zu überzeu-
gen wussten.

Der Vertrag, der zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft führte, war eine aus-
gewogene Mischung, die essenzielle Seg-
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innenmarkt
Eurosklerose“ war die damalige Europäische Wirtsch
chaft befallen – so hieß das Schlagwort der achtzige

ommissionspräsident Jacques Delors gab beim 
chen Wirtschaftsprofessor Paolo Cecchini ein ehrgeiz
n Auftrag: eine Studie über den „Vorteil des Binnenm
nzabbau und Liberalisierung der verkrusteten Märkte

schaft, so ließ der Sozialist Delors sich von dem Öko
en, werde der Wirtschaft einen Boom sondergleichen
en. Die Prognose wurde nicht erfüllt. Doch immerhin 
jekt den Auftrag der „Einheitlichen Europäischen Akte

, bis Ende 1992 einen „Raum ohne Binnengrenzen 
, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Die
en und Kapital gewährleistet ist“. Die Wirtschaftsgem
er Römischen Verträge war nach 35 Jahren Wirklichk
n.
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mente der europäischen Wirtschaft verge-
meinschaftete und den Rest der nationalen
Hoheitsrechte im engen Kanal des Inter-
gouvernementalen beließ. 

Wir haben erlebt, wie das Vergemein-
schaftete florierte und wie das Intergou-
vernementale in seiner engen Röhre unter
Platznot litt. Über die Einheitliche Eu-
ropäische Akte 1986, den Maastrichter Ver-
trag von 1992 bis zum Vertrag von Ams-
terdam 1997 wuchsen die Entscheidungs-
befugnisse und Mitentscheidungsrechte des
Europäischen Parlaments in einem Maße,
dass der Nationalstaat nur noch in wenigen
Revieren exklusives Jagdrecht besitzt. Die
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
nimmt – wenn auch viel zu langsam – 
Form an. 

Der Weg Europas in die Zukunft ist noch
weit – aber doch ohne grundsätzliche Ge-
fährdungen. So können wir heute in einem
Konvent und in einer späteren Regie-
rungskonferenz 2004 europäische und na-
tionale Kompetenzen klären und neu zu-
ordnen, ohne unser in der ganzen Welt be-
stauntes Projekt zu gefährden. 

Wir werden wieder und wieder über die-
ses Projekt streiten, aber es gibt kein bes-
seres. Europa bleibt eine Konstruktion sui
generis, eine – auch wenn sie nicht immer
klar zu erkennen ist – Balance zwischen
Gemeinschaft und Nationalstaat. Der Na-
tionalstaat wird sich wehren, ja manchmal
wehren müssen. Denn die Nationen, deren
Nähe die Menschen brauchen, sind keine
d e r  s p i e g e
vorübergehende Erscheinung der Ge-
schichte. Aber sie dürfen nie mehr Ge-
schichte auf Kosten Europas machen. 

Um das zu verhindern – Churchill hat-
te 1946 in Zürich gesagt: die Gefahren für
den Frieden bleiben –, müssen diejenigen,
die im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhun-
derts regieren, die europäischen Angele-
genheiten mit großem „E“ schreiben. Sie
konnten nicht aus eigener Erfahrung klug
werden. Die Geschichte hat ihnen das Gott
sei Dank erspart. Aber sie sind aus der Er-
fahrung ihrer Väter und Mütter klug ge-
worden. 

Ihre Kinder und Kindeskinder müssen
die Klugheit ihrer Urgroßeltern und Groß-
eltern im Tun und Lassen ihrer Eltern wirk-
sam werden sehen. Damit sie klug bleiben.
Am 19. März erscheint: SPIEGEL SPECIAL | EXPERIMENT EUROPA

Das Heft zur Serie „Woher kommt Europa?“ bringt alle neun Beiträge aus dem

SPIEGEL, dazu Analysen und Gespräche zu den aktuellen Problemen der EU

sowie Fotoreportagen aus sechs Ländern, die bald Mitglied werden sollen.
JEAN-CLAUDE
JUNCKER
ist seit 1995 Pre-
mierminister von
Luxemburg. Der
Christdemokrat 
begann 1982 als
Staatssekretär un-
ter Regierungschef
Pierre Werner, der
unter anderem
durch einen frühen Plan zur Währungs-
union hervorgetreten war. Juncker, 47,
wirkte hinter den Kulissen vieler EU-
Gipfel als Moderator.
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